Absender:

Vorname, Name ………………………..

Adresse: Strasse, PLZ, Ort

Personal-Nr.: …………..…………….

SAP-PersNr.: …………………………

BAnst PT

Heinrich-Konen-Str. 1 
53227 Bonn








………………………, den xx.xx.2022

Betrifft: Widerspruch zur Festsetzung meiner Versorgungsbezüge nach der Entscheidung des BVerfG vom 04.05.2020 – 2 BvL 4/18
Sehr geehrte Damen und Herren,
ich beantrage festzustellen, dass die im Jahr 2021 gezahlten Versorgungsbezüge verfassungswidrig zu niedrig bemessen und unter Berücksichtigung der Entscheidung des BVerfG vom 04.05.2020 – 2 BvL 4/18 – neu zu berechnen und anzupassen sind. 

Hierin hat das Bundesverfassungsgericht ausgeführt, beim systeminternen Besoldungsvergleich sei neben der Veränderung der Abstände zu anderen Besoldungsgruppen in den Blick zu nehmen, ob in der untersten Besoldungsgruppe (in der Regel A 4) der gebotene Mindestabstand zum Grundsicherungsniveau eingehalten ist. Ein Verstoß gegen dieses Mindestabstandsgebot beträfe insofern das gesamte Besoldungsgefüge, als sich der vom Gesetzgeber selbst gesetzte Ausgangspunkt für die Besoldungsstaffelung als fehlerhaft erweise. Die initiierte Bedeutung für die verfassungswidrige Ausgestaltung der zur Prüfung gestellten Besoldungsgruppe sei dabei umso größer, je näher diese an der Grenze zur Mindestbesoldung liege und je deutlicher der Verstoß ausfalle.

Ausdrücklich bezieht sich mein Widerspruch bzw. der Antrag auch auf die Folgejahre! 
Zur Begründung wird auf den Beschluss des BVerfG Bezug genommen. 
Ferner verweise ich auf die nachfolgenden Veröffentlichungen in den Fachzeitschriften: 

Dr. Martin Stuttmann: „Die Besoldungsrevolution des BVerfG“ NVwZ – Beilage 2020 vom 02.10.2020 sowie Torsten Schwan, Neue bundesverfassungsgerichtliche Direktiven für die Besoldungsdogmatik und ihre Folgen für das künftige Alimentationsniveau, DÖV 2021, 370 ff.

Ich bitte, den Eingang meines Widerspruchs/Antrages zu bestätigen.

Vor- und Nachname

……………………………………………………….
Unterschrift 

